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Die Vereinten Nationen –  
ein ›demokratisches Experiment‹?*
Lothar Brock

Die Vereinten Nationen sind keine demokratische 
Organisation. Trotzdem können sie zur Verbreitung 
der Demokratie beitragen. Aber gehört zur Verbrei­
tung der Demokratie nicht auch die Demokratisie­
rung der UN selbst? Die Agenda für Demokrati­
sierung des ehemaligen Generalsekretärs Boutros 
Boutros-Ghali verknüpft beide Aspekte. Der vor­
liegende Beitrag untersucht, wie es aus heutiger 
Sicht mit der Demokratieförderung und der Demo­
kratisierung der UN steht. Während eine globale 
Demokratie auf absehbare Zeit unwahrscheinlich 
scheint, könnte eine parlamentarische Versamm­
lung bei den UN ein erster Schritt hin zu mehr Trans­
parenz und verbesserter Kontrolle politischer Ent­
scheidungsträger sein.

In der Agenda für Demokratisierung, die der da-
malige Generalsekretär der Vereinten Nationen 
Boutros Boutros-Ghali im Jahr 1996 im Anschluss 
an die Agenda für Frieden (1992) und die Agenda 
für Entwicklung (1994) vorlegte, werden die Verein-
ten Nationen als »experiment in democratic inter-
national organization« bezeichnet.1 Das war und 
ist gewagt. In den Vereinten Nationen wird zwar 
viel über Demokratie gesprochen. Was die Weltor-
ganisation zur Demokratisierung ihrer Mitgliedstaa
ten beiträgt, ist jedoch umstritten. Das gilt erst recht 
für die Demokratisierung der Vereinten Nationen 
selbst. Sind die Vereinten Nationen überhaupt de
mokratiefähig? Müssen sie es sein, um einen Beitrag 
zur Verbreitung der Demokratie leisten zu können? 
Und wie tragfähig ist der demokratische Konsens 
in den Vereinten Nationen, den Boutros Boutros-
Ghali glaubte feststellen zu können?

Demokratieförderung und  
demokratischer Konsens

Die Verbreitung der Demokratie gehört nicht zu den 
Grundsätzen und Zielen der Vereinten Nationen, 
die in Artikel 1 und 2 der UN-Charta aufgeführt 
werden. Zwar kann man (wie das die Agenda für 
Demokratisierung tut) die von der Charta geforder-
te Achtung der Menschenwürde, der Menschen
rechte und insbesondere der Nichtdiskriminierung 
als indirektes Bekenntnis zur Demokratie interpre-
tieren und in diesem Sinne auch das ›Wir, die Völ-
ker‹, das der Charta vorangestellt wurde, deuten. 
Aber eine programmatische Festlegung auf die De-
mokratie und ihre Förderung fehlt. Das gilt weitge-
hend auch für die Allgemeine Erklärung der Men-

schenrechte von 1948 und für die Menschenrechts- 
pakte von 1966. Der Grund dafür liegt auf der 
Hand: Im Verhältnis zwischen Ost und West, Nord 
und Süd ging es um die Sicherung unterschiedli-
cher Herrschaftsmodelle gegen Einmischung von 
außen, nicht um die Suche nach einem allen gemein-
samen Modell.  

Erst mit dem Ende des Ost-West-Konflikts konn-
te die Verbreitung und der Schutz der Demokratie 
zu einer Agenda der Vereinten Nationen werden, die 
neben die Agenda für Frieden und die Agenda für 
Entwicklung trat. Die Agenda für Demokratisie-
rung knüpfte dabei an eine sich bereits vollziehende 
globale Entwicklung an. Gemeint ist die von Sa-
muel S. Huntington so bezeichnete ›dritte Welle der 
Demokratisierung‹. Sie setzte in der ersten Hälfte 
der achtziger Jahre in Lateinamerika ein und nahm 
mit dem Ende des Ost-West-Konflikts globale Di-
mensionen an. Die Agenda für Demokratisierung 
war darauf gerichtet, dieser Entwicklung konzeptio
nell ein Profil zu verleihen und sie durch eine geziel-
te Förderung zu stärken und zu verstetigen. 

Obwohl die dritte Welle der Demokratisierung 
sich keinem Programm zur Förderung der Demo-
kratie verdankt, ist die Demokratieförderung von 
außen selbst von der Idee her keineswegs abwegig. 
Es führt kein gerader Weg von der politischen Libe-
ralisierung zur konsolidierten Demokratie. Demo-
kratisierungsbestrebungen erzeugen unausweichlich 
Widerstand. Und selbst dort, wo erste Schritte in 
Richtung einer Liberalisierung gelingen, ist keines-
wegs sicher, dass eine Transformation von sich aus 
in die richtige Richtung geht und zu stabilen Ergeb-
nissen führt, wie die Vielzahl defekter Demokra
tien zeigt.2 Hier gibt es Handlungsbedarf auf Seiten 
externer Akteure, den die Agenda für Demokrati-
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sierung aufgreift. Dabei steht die heterogene Mit-
gliedschaft der Vereinten Nationen der Demokra
tieförderung nicht prinzipiell entgegen. Soweit die 
Demokratieförderung das Interventionsverbot nicht 
verletzt, befindet sie sich im Einklang mit den Zie-
len der Organisation, wobei der Verlauf dieser Gren-
ze allerdings strittig ist.3  

Einen Schwerpunkt der einschlägigen UN-Akti-
vitäten bildet die technische Hilfe bei der Organi-
sation und Durchführung von Wahlen. Die UN-
Demokratieförderung geht inzwischen aber weit 
darüber hinaus. Es gibt umfassende Förderpro-
gramme für eine demokratische Regierungsfüh-
rung, die auf die Erweiterung politischer Teilhabe, 
die Gewährleistung von Transparenz, die Durch-
setzung der Rechenschaftspflicht von Amtsträgern, 
den Zugang aller Bevölkerungsschichten zu öffent-
lichen Einrichtungen (einschließlich der Justiz), aber 
auch auf die Stärkung der internationalen Akzep-
tanz demokratischer Standards guter Regierungs-
führung gerichtet sind. Für solche Aktivitäten wen-
det das Entwicklungsprogramm der Vereinten Na- 
tionen (UNDP) rund ein Drittel seines Etats auf. Be-
stimmte Komponenten der Demokratisierungshilfe 
gehen auch in die Aufgabenstellung von UN-Frie-
densmissionen ein.4

Insofern könnte man in der Tat davon ausgehen, 
dass sich in den Vereinten Nationen als einer gemisch
ten Organisation mit Demokratien und Nicht-De-
mokratien doch ein Freiraum für die Demokratie-
förderung gebildet hat. Der dem zugrunde liegende 
Konsens ist jedoch höchst fragil. Zum einen liegt 
das an den inneren Widersprüchen der externen De-
mokratieförderung. Sie läuft immer Gefahr, als Hil-
fe zur Selbstbestimmung in die Fremdbestimmung 
abzugleiten. Sie agiert damit stets am Rande des 
Scheiterns und musste inzwischen auch etliche Fehl-
schläge hinnehmen. Welche Lehren daraus zu ziehen 
sind, ist weiterhin umstritten.5 Ein zweiter Grund 
liegt in der Vieldeutigkeit der Demokratisierungs-
politik der Demokratien selbst,6 die in den neunzi-
ger Jahren noch dadurch verstärkt wurde, dass im 
globalen Süden der ›Sieg der Demokratie‹ mit west-
lichen Hegemoniestreben in Verbindung gebracht 
wurde – insbesondere im Kontext der Debatten über 
humanitäre Interventionen, gerechte Kriege und ein 
Recht auf Demokratie, das notfalls mit Gewalt 
durchzusetzen sein sollte.7 Dass in diesem Zusam-
menhang entstandene und durch den ›Krieg gegen 
den Terror‹ verschärfte Misstrauen gegenüber den 
etablierten Demokratien erhält heute durch die Ver-
schiebungen im Weltkräfteverhältnis neues Gewicht, 
da mit ihnen der internationale Spielraum für auto-
ritäre Regime zuzunehmen scheint. Das wäre dann 
ein dritter Grund für die Fragilität des Demokra-
tiekonsenses in den Vereinten Nationen. Zwar ste-
hen autoritäre Regime offenbar weltweit unter ver-
schärftem innenpolitischem Legitimationsdruck. 

Dieser Druck kann aber gerade wegen der Erweite-
rung außenpolitischer Handlungsspielräume auto-
ritärer Regime zu einer (wieder) zunehmenden Re
pression führen. 

Wie sich dies alles auf die Demokratieförderung 
der UN auswirkt, ist ungewiss. Die beiden General-
sekretäre, die Boutros-Ghali folgten, haben keines-
wegs den Versuch aufgegeben, die Demokratieför-
derung als Agenda der UN weiter voranzutreiben. 
Aber Kofi Annan richtete sein konzeptionelles Haupt
augenmerk auf den Umgang mit Konflikten (Respon
sibility to Protect), während Ban Ki-moon sich in 
konzeptionellen Fragen überhaupt zurückhält, um 
seinen Handlungsspielraum nicht einzuschränken. 
Zweifellos hat die Idee der Demokratie mit dem 
›Arabischen Frühling‹ neuen Glanz erhalten. Aber 
gerade in den Staaten, in denen sich die gegenwärti-
gen Umbrüche vollziehen, bestätigen sich die Schwie
rigkeiten einer wirkungsvollen Demokratieförderung 
von außen. 

Wahrscheinlich werden die Entwicklungsländer 
in Zukunft wieder selbstbewusster auf Nichtein-
mischung pochen, während sich gleichzeitig in den 
jeweiligen Gesellschaften verstärkter Widerstand 
gegen autoritäre Herrschaftspraktiken zeigt. Das er-
gibt eine brisante Mischung, in der möglicherweise 
weniger die direkte Demokratieförderung durch die 
UN gefragt sein wird als vielmehr ihre Rolle als Fo
rum für eine globale Debatte darüber, wie norma-
tive Integration und fortbestehende politische Frag
mentierung der Weltgesellschaft miteinander in Ein- 
klang gebracht werden können.8  

Demokratisierung der UN

Alle historischen Demokratien sind an den Staat ge-
bunden. Die Vereinten Nationen sind kein Staat und 
wollen es auch nicht sein. Können sie demokratisch 
sein, ohne ein Staat zu sein? Mathias Koenig-Ar-
chibugi geht der Frage nach, ob eine globale Demo-
kratie überhaupt möglich sei.9 Er setzt sich dabei mit 
den Positionen derjenigen auseinander, die aus der 
historischen Bindung der Demokratie an den Nati-
onalstaat oder einem starken Begriff der Volkssou-
veränität prinzipielle Einwände gegen die Vorstel
lung ableiten, das staatenübergreifende Organisa- 
tionen demokratisch sein könnten.10  

Koenig-Archibugi kommt zu dem Ergebnis, dass 
das Zustandekommen einer globalen Demokratie 
zwar nicht wahrscheinlich, aber grundsätzlich mög
lich sei. Er beruft sich dabei auf empirische For-
schungen über Transformationsprozesse in jüngs-
ter Zeit. Diese Studien zeigen, so Koenig-Archibugi, 
dass es Faktoren gibt, die die Entstehung und Kon-
solidierung von Demokratien begünstigen. Daraus 
ließe sich aber nicht auf notwendige Bedingungen 
einer Demokratisierung schließen. Zwar könne es 
keine Demokratisierung ohne eine ›Polity‹ geben, auf 
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die sie sich bezieht, dieses wie auch immer geformte 
Gemeinwesen müsse aber keineswegs Max Webers 
Idealbild eines Staates entsprechen.11 

Insoweit sind die Horizonte des Wandels weit 
offen. Doch was hilft es, zur Kenntnis zu nehmen, 
dass eine Demokratisierung auf globaler Ebene zwar 
möglich, aber wenig wahrscheinlich ist? Als Antwort 
auf die Frage muss wohl etwas genauer bestimmt 
werden, in welche Richtung man bei dem Stichwort 
staatenübergreifende Demokratisierung denkt.

Vier Modelle globaler  
kosmopolitischer Ordnung

Michael Zürn unterscheidet vier Modelle globaler 
Ordnung in kosmopolitischer Absicht.12 

Das erste Modell des Intergouvernementalen Kos­
mopolitanismus geht von der historischen Verbin-
dung zwischen Staat und Demokratie aus. Es be-
kennt sich gleichwohl zum moralischen Prinzip des 
Kosmopolitanismus, also zum Prinzip der Anerken-
nung eines jeden und der Sorge aller um alle. Dem 
Modell liegt die Überzeugung zugrunde, dass die-
ses Prinzip nur in einem System freier demokrati-
scher Staaten zum Zuge kommen kann. Es besteht 
insofern kein Demokratisierungsbedarf auf interna-
tionaler Ebene. Im Gegenteil: Nach Ingeborg Maus, 
die sich dabei auf einen starken Begriff der Volks-
souveränität beruft, bedeutet jeder Zusammenschluss 
von Staaten, der über die intergouvernementale Ko-
operation hinausgeht, eine Gefährdung eben dieser 
Volkssouveränität und damit der Demokratie.13 

Am anderen Ende des Spektrums steht Zürn zu-
folge die kosmopolitische Demokratie, deren be-
kanntester Vertreter David Held ist. Nach diesem 
Denkmodell erzwingt die Globalisierung die kol
lektive Bewirtschaftung öffentlicher Güter und eine 
internationale Umverteilungspolitik. Beide gehen 
mit einem hohen Legitimationsbedarf einher. Die-
sem Legitimationsbedarf, so die These dieser Denk
richtung, kann nur durch eine umfassende Demo-
kratisierung der Politik auf allen Ebenen entsprochen 
werden. Wie David Held formuliert, geht es dabei 
um die Herausbildung einer »politischen Ordnung 
transparenter und demokratischer Städte, Staaten, 
Regionen und globaler Netzwerke innerhalb eines 
übergreifenden Systems sozialer Gerechtigkeit«.14  

Zwischen diesen beiden Polen, dem intergouverne
mentalen Kosmopolitanismus und der kosmopoli-
tischen Demokratie, finden sich nach Zürns Ein-
teilung zwei weitere Modelle: der ›kosmopolitische 
Pluralismus‹ und ›der kosmopolitische Föderalis-
mus‹. Beide Modelle gehen wie das der kosmopoli-
tischen Demokratie davon aus, dass der Territo
rialstaat seine Rolle als ›Epizentrum der Staatlichkeit‹ 
verliert und sich die verschiedenen Komponenten 
von Staatlichkeit je nach Funktion auf verschiedene 
Ebenen vom Lokalen bis zum Globalen verteilen. 
Sie unterscheiden sich vom vierten Modell durch 

die Ausklammerung oder nur gemäßigte Einbezie-
hung der Verteilungsgerechtigkeit. Im Vordergrund 
steht die Verfahrensgerechtigkeit. Vertreter des ›kos
mopolitischen Pluralismus‹ denken dabei an eine 
›deliberative Weltbürgerversammlung‹ als Ort für 
die Koordinierung von widerstreitenden Ansprü-
chen.15  

Der kosmopolitische Föderalismus, wie er etwa 
von Ottfried Höffe, Jürgen Habermas oder Rainer 
Schmalz-Bruns (mit fließenden Übergängen zu den 
anderen Positionen) vertreten wird, zeichnet sich 
demgegenüber durch eine stärkere Ausdifferenzie-

   3  Siehe die Debatte über eine Neudefinition von Souveränität un-

ter anderem bei Michael Bothe/Mary Ellen O’Connell/Natalino Ron-

zitti (Eds.), Redefining Sovereignty. The Use of Force after the End of 

the Cold War: New Options, Lawful and Legitimate?, Ardskley/New 

York 2004 und Andreas von Arnauld, Souveränität und responsibili-

ty to protect, Die Friedens-Warte, 84. Jg., 1/2009, S. 11–52.

   4  Eine Gesamtdarstellung liefern Edward Newman/Roland Rich, 

The UN Role in Promoting Democracy. Between Ideals and Reality, 

Tokio 2004.

   5  Vgl. Thomas Carothers, Critical Mission: Essays on Democracy Pro-

motion, Washington 2004.

   6  Jonas Wolff/Iris Wurm, Towards a Theory of External Democracy 

Promotion, Security Dialogue, 42. Jg.,1/2011, S. 77–96, hier S. 87.

    7  M. Michael Reisman, Sovereignty and Human Rights in Contempo

rary International Law, in: Gregory H. Fox/Brad R. Roth (Eds.), Democra-

tic Governance and International Law, Cambridge (UK) 2000, S. 239–

258. Vgl. Thomas Franck, The Emerging Right to Democratic Gover- 

nance, American Journal of International Law, 86. Jg., 1/1992, S. 46–91.

   8  Zu der dem zugrunde liegenden Argumentation siehe Rainer Forst, 

Das Recht auf Rechtfertigung, Frankfurt/M. 2007.

   9  Mathias Koenig-Archibugi, Is Global Democracy Possible?, Euro-

pean Journal of International Relations, 17. Jg., 3/2011, S. 510–542. Vgl. 

Lothar Brock, Die Grenzen der Demokratie, in: Beate Kohler-Koch (Hrsg.), 

Regieren in entgrenzten Räumen, Politische Vierteljahresschrift, Son-

derheft 29/1998, S. 271–292.

10  Peter Graf Kielmansegg, Lässt sich die Europäische Union demo-

kratisieren?, in: Frank Decker/Marcus Höreth (Hrsg.), Die Verfassung 

Europas, Wiesbaden 2009, S. 219–236; Ingeborg Maus, Vom National-

staat zum Globalstaat oder: Der Niedergang der Demokratie, in: Mat-

thias Lutz-Bachmann/James Bohman (Hrsg.): Weltstaat oder Staa-

tenwelt, Frankfurt 2002, S. 276–203.

11  Koenig-Archibugi, a.a.O. (Anm. 9), S. 526–527.

12  Michael Zürn, Vier Modelle einer globalen Ordnung in kosmopoliti-

scher Absicht, Politische Vierteljahresschrift, 52. Jg., 1/2011, S. 78–118.

13  Maus, a.a.O. (Anm. 10). Zürn bezieht sich bei dieser Denkrichtung 

auch auf Robert Dahl, Andrew Moravcsik und Fritz Scharpf.

14  David Held, Cosmopolitanism. Ideals and Realities, Cambridge 

(UK) 2010, S. 178; neben Held ordnet Zürn dieser Denkrichtung Hauke 

Brunkhorst, Thomas Pogge, Daniele Archibugi, Simon Caney und Raf-

faele Marchetti zu.

15  Zu dieser Denkrichtung zählt Zürn Nico Krisch, John S. Dryzek, 

Matthias Kumm und Rainer Forst.
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rung des Institutionengefüges einer globalen demo-
kratischen Ordnung aus. Höffe zufolge soll diese 
Ordnung die Gestalt eines ›abgestuften‹ Weltbun-
desstaats annehmen, der nach dem Subsidiaritäts-
prinzip funktioniert. Dabei soll der UN-Sicherheits-
rat zu einer globalen Zentralgewalt werden, der eine 
parlamentarische Versammlung zur Seite gestellt 
wird. Auf diesem Wege soll eine demokratische Kon-
trolle der Zentralgewalt gewährleistet werden. Grenz
überschreitende Probleme sollen durch dafür einge-
richtete Regime geregelt werden. Die Legitimation 
dieser Regime soll, wie Zürn zusammenfasst, über 
»sektorale Öffentlichkeiten, die Mitwirkung der Zi-
vilgesellschaft und über eine deliberative Orientie-
rung der beteiligten Akteure« erfolgen.16  

Wie sind diese Modelle aus empirischer Sicht zu 
bewerten? Einiges spricht für Zürns These, dass die 
Geschichte über das erste Modell, den intergouverne
mentalen Ansatz, hinweggegangen ist. Es besteht 
bereits eine Mehrebenenordnung, die unausweich-
lich die Frage nach der Demokratisierung staaten-
übergreifender politischer Prozesse aufwirft. Was 
das andere Ende des Spektrums betrifft, so ist Zürn 
sicher darin Recht zu geben, dass es bisher keine em-
pirischen Anzeichen für die Herausbildung einer 
Weltgesellschaft gibt, in der quer zu den bestehen-
den Staatsgrenzen über Verteilungsgerechtigkeit ge
stritten werden könnte. Die größte empirische Evi-
denz haben demzufolge die beiden mittleren Modelle 
mit ihrem Fokus auf Verfahrensgerechtigkeit und 
entsprechende Formen der Repräsentation. Sie ver-
weisen auf einen demokratischen Legitimationsbe-
darf der Politik, der durch eine Weiterentwicklung 
des UN-Systems (wie sie schon von der Agenda für 
Demokratisierung ins Auge gefasst wurde) abge-
deckt werden könnte. Insofern stünde die seit Jah-
ren geführte Kampagne zur Einrichtung einer seit 
langem diskutierten parlamentarischen Versamm-
lung auf sicherem Boden. Es scheint nicht ganz ab-
wegig, dass eine solche Versammlung zum Ausgangs
punkt einer Parlamentarisierung der Weltpolitik 
werden könnte.17 

Gegen diese Zielrichtung (Parlamentarisierung 
der Weltpolitik) werden Einwände erhoben. So 
schreibt Harald Müller, dass es sich bei der Idee 
der universalen Parlamentarisierung »im Kern um 
ein euro- oder atlantozentrisches Hegemonialpro-
jekt« handele. Eine äußerst heterogene Staatenwelt 
solle genötigt werden, sich den Ordnungsvorstellun-
gen der liberalen Demokratien zu unterwerfen. Denn 
eine wirkliche Parlamentarisierung der Weltpolitik 
könne es gar nicht geben. Sie postuliere eine globale 
Vergemeinschaftung, die in scharfem Gegensatz zur 
tatsächlichen Fragmentierung der Weltgesellschaft 
stehe. »Das Parlament als Forum für [deliberative, 
d. Verf.] Begründungsdiskurse setzt eine halbwegs 
gemeinsame Kultur unter den Parlamentariern vor
aus.« Die aber gebe es auf globaler Ebene nicht.18  

Vergleichbare Einwände wurden in der Frühpha-
se der modernen Demokratisierungsgeschichte ge-
gen die Demokratisierbarkeit von Flächenstaaten 
und in der Gegenwart gegen die Möglichkeit einer 
Demokratisierung der EU erhoben. Diese Einwände 
verweisen auf Funktionsprobleme der Demokratie, 
die mit zunehmender Größe und Heterogenität der 
Bezugsgesellschaften ebenfalls zunehmen. Immer-
hin könnte der Versuch, eine staatenübergreifende 
oder sogar eine globale Demokratie zu errichten, 
diese Funktionsprobleme bis zu einem Punkt stei-
gern, an dem gefährliche Rückwirkungen auf die 
bestehenden Demokratien zu befürchten wären. Da
rauf richten sich die Bedenken, die das deutsche 
Bundesverfassungsgericht immer wieder gegenüber 
einer Vertiefung der Europäischen Integration gel-
tend macht. 

Aber es geht bei der gegenwärtigen Debatte um 
die Einrichtung einer parlamentarischen Versamm-
lung bei den UN nicht um eine ›Big bang‹-Demo
kratisierung, die mit einem Schlag versucht, eine 
kosmopolitische Ordnung zu schaffen. Das wäre 
illusionär und könnte, wenn es trotzdem versucht 
würde, nur scheitern. Was mit der Idee einer parla-
mentarischen Versammlung bei den UN zur Dis-
kussion steht, ist vielmehr ein schrittweiser Ansatz, 
der die Voraussetzungen für eine weiterführende 
Parlamentarisierung der Weltpolitik überhaupt erst 
schaffen soll. Dementsprechend würde eine spätere 
Funktionserweiterung der parlamentarischen Ver-
sammlung davon abhängen, inwieweit sie sich als 
Ort oder Medium für die Schaffung einer demokra-
tiefähigen Weltöffentlichkeit bewährt und tatsäch-
lich für mehr Transparenz, eine verbesserte Kon
trolle von politischen Entscheidungen und für die 
Verbreitung des demokratischen Prinzips sorgt, dem
zufolge politische Entscheidungsträger gegenüber den 
Betroffenen verantwortlich sind. 

Aus demokratietheoretischer Sicht würde es sich 
bei der parlamentarischen Versammlung zunächst 
um ein anspruchsloses Projekt handeln, dessen Um-
setzung es noch keineswegs erlauben würde, von 
einer Demokratisierung der Vereinten Nationen zu 
sprechen. Das demokratietheoretische Anspruchs-
niveau könnte aber graduell wachsen. Ob es das tun 
würde, ist – wenn wir Archibugis Beobachtungen 
folgen – eine Frage der Empirie, nicht der Theorie, 
wiewohl auch die Theorie nicht müde wird, neue 
Wege zu ›demokratischer Governance‹ auf globa-
ler Ebene zu weisen.19 Das Fazit lautet deshalb: 
Eine globale Demokratie ist auf absehbare Zeit in 
der Tat unwahrscheinlich. Schritte in Richtung ei-
ner Stärkung von Transparenz, Kontrolle und Ver-
antwortlichkeit auf allen Ebenen der Politik sind 
aber hier und heute möglich. Solche Schritte könn-
ten den Vereinten Nationen helfen, die am Ende 
des ersten Abschnitts angesprochene Herausforde-
rungen. 

Es gibt bisher  
keine empirischen 
Anzeichen für die 

Herausbildung einer 
Weltgesellschaft.

Es scheint nicht 
ganz abwegig, dass 
eine Versammlung 

bei den UN zum 
Ausgangspunkt 
einer Parlamen- 

tarisierung der 
Weltpolitik werden 

könnte.
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Wechselwirkungen zwischen  
Demokratieförderung und  
Demokratisierung der UN

Erich Rathfelder stellt in seiner Geschichte des Ko-
sovo-Konflikts fest, dass sich die langjährige Ver
waltung Kosovos durch die Vereinten Nationen 
durch einen üblen Dreiklang ausgezeichnet hätte – 
den Dreiklang von Korruption, Inkompetenz und 
Überbürokratisierung.20 Noch schärfer klingt das 
beim tschechischen Präsidenten Vaclav Klaus, der 
bezogen auf den Jetset internationaler Organisatio
nen (und insbesondere der EU) meint: »Für diese 
Leute, die in Venedig frühstücken, in Dublin zu Mit
tag essen und am Abend in Stockholm dinieren, 
[…] ist das ein Paradies, das sie verteidigen müssen. 
Aber die normalen Leute müssen dagegen sein«.21  

Müssen sie das? Die Erfahrung lehrt in der Tat, 
dass die Aktivitäten der UN nicht frei sind von In-
kompetenz, Bürokratisierung und Spesenrittertum. 
Das gilt auch für die Demokratieförderung. Ent-
scheidend ist die Frage, unter welcher Perspektive 
man das kritisiert. Ein Gutteil der Kritik stellt das 
Scheitern der UN wohlfeil fest, um damit den eigenen 
Präferenzen für eine nationalstaatlich ausgerichte-
te Politik mehr politisches Gewicht zu verleihen. 
Die Gegenperspektive bestünde darin, die UN-Akti
vitäten zu kritisieren, um das Zivilisierungsprojekt, 
für das sie stehen, voranzutreiben. Natürlich geht 
es auch auf dieser Seite um präferierte Wahrneh-
mungen, die dahin tendieren, sich gegen Einwände 
in der Sache abzuschirmen. Vieles will man nicht 
sehen, weil es einem nicht in den eigenen Kram 
passt. Hier ist also eine nüchterne Utopie gefragt, 
die enttäuschungsfeste Erwartungen formuliert.

Daraus folgt, dass man bei dem Unterfangen, die 
zivilisatorische Mission der Vereinten Nationen vor
anzutreiben, etwas vorsichtiger mit dem Begriff der 
Demokratie und der Demokratisierung umgehen 
sollte. Auch eine durchweg demokratische Mitglied-
schaft macht eine internationale Organisation noch 
nicht zu einer demokratischen Organisation. Wie 
Klaus Dieter Wolf gezeigt hat, kann sie auch dazu 
dienen, Mitwirkungsansprüche der nationalen Par
lamente abzuwehren.22 Das war und ist eines der gro-
ßen Themen der EU, an dem sich das Bundesverfas
sungsgericht, wie schon erwähnt, immer wieder 
abarbeitet und das im deutschen Parlamentsvorbe-
halt für die Regelung der gegenwärtigen Finanzkrise 
erneut zur Sprache gekommen ist. Bezogen auf die 
Vereinten Nationen bedeutet das, dass auch eine Re-
form des Sicherheitsrats hin zu einer besseren Reprä
sentation der Staatenwelt aus den UN nicht schon 
eine demokratische Organisation machen würde – 
selbst wenn sie gelänge, was derzeit nicht absehbar 
ist. Die Reform wäre zuallererst eine höchst willkom-
mene Innovation der Staatenpolitik. Ob dies der De-
mokratie zugute käme, stünde auf einem anderen Blatt. 

Es geht im Kern darum, dass jedes Regieren auf 
Autorität angewiesen ist und jede Autorität auf Le-
gitimation, egal ob auf innerstaatlicher, transnati-
onaler oder internationaler Ebene. Dabei können 
Mängel der Input-Legitimation zum Teil durch ef-
fizientes Regieren, also einen hohen Output, kom-
pensiert werden. Davon spricht offenbar Helmut 
Schmidt, wenn er in der gegenwärtigen Krise das 
chinesische Modell preist. Ob eine solche Output-
Legitimation durchgehalten werden kann, wenn es 
auf Dauer an Input-Legitimation fehlt, ist nach bis-
heriger Erfahrung fraglich. Abgesehen von diesem 
funktionalen Einwand kommt spätestens hier der 
Eigenwert der Demokratie zum Tragen. Unter die-
ser Perspektive und mit Blick auf die Reformblocka-
de im Sicherheitsrat ist es in der Tat geboten, neue 
Legitimationspotenziale für die Politik in der Welt-
gesellschaft zu erschließen. Das könnte über eine 
parlamentarische Versammlung bei den Vereinten 
Nationen geschehen. Man darf von einem solchen 
Schritt nur nicht zu viel erwarten und muss sich 
auf eine lange Durststrecke einrichten. Diese könn-
te noch länger sein als beim Europäischen Parla-
ment, welches aber inzwischen doch zu einem tra-
genden Pfeiler der Gewaltenteilung auf europäischer 
Ebene geworden ist. Wenn die Durststrecke zu lan-
ge dauert, könnten allerdings alle Schaden nehmen: 
die UN, die Demokratie und die Weltgesellschaft. 
Von daher sollten Einwände gegen eine parlamenta-
rische Versammlung nicht beiseite geschoben, son-
dern zum Gegenstand weiterführender Überlegun-
gen zur Institutionalisierung ›inklusiver Meinungs-  
und Willensbildung‹ in der Weltgesellschaft23 ge-
macht werden.
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Man sollte bei dem 
Unterfangen, die 
zivilisatorische 
Mission der UN 
voranzutreiben, 
etwas vorsichtiger 
mit dem Begriff der 
Demokratie und der 
Demokratisierung 
umgehen.

Auch eine Reform 
des Sicherheitsrats 
hin zu einer besseren 
Repräsentation der 
Staatenwelt würde 
aus den UN nicht 
schon eine demo-
kratische Organisa-
tion machen.


